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Was iſt unter dem ſteuerbaren reinen Einkommen der 
Attiengeſellſchaften zu verſtehen? 
Vom Adv. Dr. Roman Jakubowski in Krakau. 
(Schluß.) 


Ad 3. Was die Abſchreibung am Mobilar anbelangt, 
ſo ſtellt ſich dieſe Poſt als Verwaltungsausgabe dar, welche vom Brutto⸗ 
Erträgniß abzuziehen kommt. Zwar heißt es in dem wiederholt berufenen 
§ 8 der Vollzugsvorſchrift daß die aus dem Unternehmen etwa ge⸗ 
zogenen Capitalsbeträge vom Brutto⸗Einkommen nicht abgezogen werden 
dürfen. Nun iſt aber die ſ. g. Abſchreibung an Mobilar, Maſchinen, 
Einrichtungsſtücken, d. i. die Anſetzung im Verluſtconto einer beſtimmten 
in Percenten der Anſchaffungskoſten des Mobilars ausgedrückten 
Pauſchalquote, gewöhnlich 10%, um welche der Werth des Inventars 
als verringert angenommen wird, nicht etwa eine Minderung des 
Capitals, ſondern vielmehr das gerade Gegentheil hievon. Die Ab⸗ 
ſchreibung wird ja nur in Berückſichtigung der natürlichen Abnützung 
und der hiedurch bedingten Werthminderung, eben in der Abſicht vor⸗ 
genommen, um das Stammcapital, wozu auch das Juventar gehört, 
intact, ſtets im gleichen Werthniveau zu erhalten, mit anderen Worten 
um einen Fond für Neuanſchaffungen zum Erſatze der unbrauchbar 
gewordenen Inventarſtücke und größere Reparaturen zu bilden. Die 
Abſchreibung am Mobilar iſt ſomit, in einer anderen Formel ausge⸗ 
ſprochen, gleichbedeutend mit Reparaturs⸗ und Inſtandhaltungskoſten, die 
unter dieſem leicht verſtändlichen Titel in der Bilanz aufgeführt, unter 


den allgemeinen Verwaltungsausgaben als Abzugspoſt berückſichtigt 


werden dürfen. Es heißt eben im praktiſchen Leben ſich nicht an Worte 
klammern, ſondern das Weſen der Sache zu erfaſſen. Offenbar liegt 


hier auf Seiten der Steuerbehörden ein Mißverſtändniß vor und die 


buchhalteriſch wohl auch nicht ganz correcte Nomenclatur „Abſchreibung 
am Mobilar”, ſtatt der eigentlichen Sachbezeichnung „Inſtandhaltungs⸗ 
koſten des Inventars“, mag die Steuerbehörden zu unrichtigen für 
Actiengeſellſchaften nachtheiligen Schlußfolgerungen verleitet haben. Der 
Grund, weßhalb dieſe Poſt in den Bilanzen als abgeſonderte Poſt und 
nicht in den allgemeinen Verwaltungsausgaben, wohin ſie logiſch ge⸗ 
hört, vorkommt, mag wohl der ſein, daß die Verwaltungen von Actien⸗ 
geſellſchaften durch dieſe Contirungsmethode im voraus einem allſälligen 
Vorwurfe begegnen wollen, als ob ſie den von jedem ſoliden Geſchäfts⸗ 
manne aus Vorſicht gebotenen kaufmänniſchen, ganz richtigen Grundſatz, 
die gewöhnliche Abnützung an Maſchinen, Werkzeugen und Mobilar 
und überhaupt der geſammten todten und lebenden Inventur bei 
Eruirung des Gewinnes mit in Rechnung zu bringen, außer Acht ge⸗ 
laſſen hätten. Freilich iſt eine derlei aus der Natur der Sache ſich 
ergebende Ausgabspoſt unſerer cameraliſtiſchen Buchhaltung ſogar bei 
den ſtaatlichen induſtriellen Unternehmungen, als: Tabakregie, Bergwerken, 
Fabriken, Brettſägen, Mühlen u. ſ. w. auffallender Weiſe total fremd 
und mag dies nicht wenig mit verſchulden, daß der wahre commer⸗ 
cielle und juriſtiſche Sinn der „Abſchreibung am Mobilar“ nicht ge⸗ 
hörig erfaßt werde. 

Ad 4. Gründungs- und Einrichtungskoſten, zu welchen 
die genau nachzuweiſenden Koſten der Conſtituirung der Geſellſchaft, 
die typographiſche Confection der Actien, Pfandbriefe oder ſonſtigen 
zur Emiſſion gelangenden Werthpapiere, die von denſelben entrichtete 
unmittelbare Gebühr, die erſte Anſchaffung der Inventur an Maſchinen, 
Bureaumöbeln u. ſ. w. und Adaptirung des Locales zu zählen kommen, 
ſind eine unvermeidliche Verwaltungsausgabe bei Ereirung jedweder 
Unternehmung ohne dieſe Ausgaben könnte das Steuerobject gar nicht 
erſtanden ſein. Im allererſten Anfang werden dieſe Koſten gewöhnlich 
von den Gründern theilweiſe vorgeſchoſſen und denſelben ſodann aus 
dem Gründungs⸗Actiencapitale, da eben kein anderer Fond vorhanden 
iſt, refundirt. Demnach ſtellt ſich dieſe Poſt vom juriſtiſchen Stand⸗ 
punkte als eine zum Zwecke der Beſtreitung der erſten Ausgaben con⸗ 
trahirte unverzinsliche Schuldpoſt der Geſellſchaft an das Actiencapital 
beziehungsweiſe an die Actionäre dar, welche aus den currenten 
Jahreseinnahmen ratenweiſe, gewöhnlich in zehn Jahresraten abge⸗ 
ſtattet wird, um das Anlagecapital, welches buchhalteriſch in der ge- 
zeichneten Höhe fietiv in Evidenz gehalten und zur Verſteuerung ange⸗ 
geben erſcheint, factiſch aber, inſolange die entlehnten Gründungs⸗ und 
Einrichtungskoſten nicht gänzlich zur Abſchreibung beziehungsweiſe Ab⸗ 
ſtattung gelangt ſind, in gleicher Höhe gemindert iſt, allmälig auf die 
ſtatutenmäßige Höhe zu bringen. Die in den Bilanzen von Actienge⸗ 


ſellſchaſten unter dem Titel „Abſchreibung an Gründungs⸗ und Ein⸗ 


richtungskoſten“ vorkommende Ausgabspoſt iſt demnach nur je eine Rate 
der zum Inslebentreten der Unternehmung unumgänglich nothwendig 
geweſenen Koſten, welche doch nichts weniger als eine Einnahmspoſt 
ausmachen. Die gegentheilige Anſicht der Finanzorgane, daß dieſe Poſt 
nämlich vom Brutto⸗Ertrage nicht abgezogen werden dürfe, entſpricht 


= 


wieder dem klaren Buchſtaben des Geſetzes nicht, da nirgends auch wurde, gebührt fie auch jetzt wicht. Dieſe Praxis iſt um fo auffallender 
nur mit einem Worte angedeutet iſt, woraus der Schluß abgeleitet in ſolchen Fällen, wo der urſprüngliche Bemeſſungsact im Recurswege 
werden könnte, daß die gegentheilige Interpretation die richtige ſei. ſogar die höheren Finanzinſtanzen und das Fachrechnungsdepartement 
Auch bezüglich dieſer Poſt hat die obige Bemerkung, daß hier nicht für directe Stener paſſirt iſt. 
von einer Entziehung des Capitals aus dem Geſchäfte, ſondern vielmehr Bei ſolcher einer geſunden Steuerwirthſchaft nicht entſprechenden 
von der Ergänzung desſelben die Rede ſein könne, ihre volle Anwendung. Procedur, welche die Einkommenſteuer zu einer förmlichen Contribution, 
Ad 5. Daß Beleuchtungs- und Heizungskoſten eine deren Höhe nie abzusehen iſt, ſtempelt, muß es um alle buchhalteriſche 
Verwaltungsaus abe und zwar bei un ſerem Klima eine unumgängliche Ordnung und regelrechte Verwaltung bei den Actiengeſellſchaften ge⸗ 
Ausgabe find, darüber, fo ſollte man meinen, könne doch keine Meinungs- ſchehen fein, da der Steuercontribuent ja nie ſicher iſt ob ihm nicht 
verſchiedenheit obwalten und doch iſt dem nicht ſo, da die Steuer- nach Jahren, nachdem das zu verſteuernde Einkommen in Form von Divi⸗ 
behörden hie und da dieſe Ausgaben unter das Schema des „Unter | denden längſt vertheilt ift, unter Anwendung vielleicht neuer erweiterter 
halts des Steuerpflichtigen“, welcher vom Brutto⸗Einkommen allerdings Juterpretationsmaximen angebliche Steuerrückſtände „für vergangene 
nicht abgezogen werden darf, ſubſumiren. Ich enthalte mich nun diesfalls Jahre“ abverlangt werden. Wie kommen doch Actiengeſellſchaften dazu 
jeder weiteren Bemerkung, da das Unrichtige der ſteuerämtlichen Sub- einer angeblich unrichtigen Geſetzesanwendung der Steuerbehörden zum 
ſumtion auf der Hand liegt. Opfer zu ſallen. Die Finanzverwaltung ſollte die Einſicht haben, daß 
Ad 6. Daß auch die für die Verſicherung von Realitäten, finanzielle Unternehmungen bei der Oeffentlichkeit ihrer Gebahrung 
Maſchinen, der Waarenvorräthe und der Einrichtung gegen Feuersgefahr, und Controle, wo kein Kreuzer Einkommen verſchwiegen werden kann, 
ſowie der Spiegelglasſcheiben in Verkaufsſtätten gegen Bruch berichtig- zwar eine reiche Fundgrube fiscaliſcher Abgaben ſeien, daß aber der 
ten Aſſecuranzprämien nach dem Stande der heutigen Cultur Fiscalismus dort ſeine natürliche Gränze finde, wo der durch die in 
nicht etwa eine Luxus-, ſondern vielmehr eine ſehr nothwendige, mittelbar | die Höhe geſchraubten Abgaben gegenwärtig ohnehin nur ſpärlich fließende 
ſehr productive Ausgabe und zwar eine effective Baarauslage ſeien, Gewinn aus der Unternehmung derart geſchmälert wird, daß ſich 
welche demnach ebenſalls unter dem Titel der allgemeinen Verwaltungs⸗ das darin inveſtirte Capital wegen des wenig lohnenden Erträgniſſes 
ausgaben als Erhaltungskoſten der ſächlichen Steuerobjecte vom Brutto- ſcheu zurückziehen, wo dann auch die reichlichſte und ſicherſte Steuer⸗ 
Einkommen in Abzug zu bringen iſt, darüber iſt wohl kein Wort quelle ve rſtegen muß. 
weiter zu verlieren. Es hieße geradezu unverantwortlich leichtſinnig 
handeln, würde eine Verwaltung dieſe gebotene Vorſicht unterlaſſen. 
Die von Steuerbehörden geltend gemachte gegentheilige Praxis iſt im 
Geſetze durchaus nicht gegründet, da in der taxativen Aufzählung derjenigen 
Poſten, welche vom Brutto⸗Einkommen als Ausgaben nicht abgezogen 
werden dürfen, Aſſecuranzprämien nicht aufgeführt erſcheinen. 
Schließlich ſei noch, da ſchon von den Grundlagen zur Bemeſſung 
der Einkommenſteuer an Actiengeſellſchaften die Rede iſt, einer ſonder⸗ 
baren, ſeit dem Jahre 1873 her datirenden Neuerung der Steuer⸗ 
organe erwähnt. Es werden nämlich den Actiengeſellſchaften nachträglich 
für vergangene Jahre angeblich richtiggeſtellte Steuerbeträge abge⸗ 11. Juli 1876, Z. 494 aus Anlaß eines Falles Nachſtehendes verſügt: 
fordert. Der Verwaltung wird bekannt gegeben, daß, nachdem bei der „Durch eine Mittheilung des k. k. Finanzminiſteriums iſt das 
Bemeſſung der Einkommenſteuer für vergangene Jahre irgend eine der Miniſterium des Innern in die Kenntniß der Verhandlung gelangt, 
ſtreitigen Abzugspoſten nicht in Abzug gebracht worden iſt und dieſe welche zwiſchen der k. k. . . .. und der k. k. Finanzdirection in 
Annahme ſich als irrig herausſtelle, die Bemeſſung der Einkommen⸗ | Trieft in Betreff der Behandlung des im Umherziehen von Ort zu 
ſteuer nun reaſſumirt und richtiggeſtellt wurde. Dieſe „Richtigſtellung“] Ort feine Waare zum Verkaufe anbietenden italieniſchen Staatsange⸗ 
in majus beſteht nun darin, daß die angeblich ungebührlich zum hörigen Oswald T. vom Standpunkte der Gewerbevorſchriften ſtattge⸗ 
Abzuge von dem Brutto⸗Einkommen paſſirten Poſten dem urſprünglich funden hat. 
feſtgeſtellten „reinen Einkommen“ zugezählt und die jo gewonnene Ueber die von der k. k. Finanzdirection in Trieſt diesfalls ge⸗ 
Ziffer als „wirkliches reines Einkommen“ angenommen wird. Daß bei ſtellte Anfrage hat ſich das k. k. Finanzminiſterium mit den Miniſterien 
ſolch ſummariſchem Verfahren leicht eine Doppelbeſteuerung platzgreifen des Innern und des Handels in der Anſchauung geeinigt, daß die 
kann, indem eine und dieſelbe Ausgabspoſt, welche bereits von dem Beſchäftigung der von Ort zu Ort und nicht von Haus zu Haus 
urſprünglich ausgewieſenen Brutto⸗Einkommen zum Zwecke der Steuer⸗ herumziehenden Händler mit Waaren unter die Beſtimmungen des 
bemeſſung nicht in Abzug gebracht wurde, nun nochmals dem urſprüng⸗ Hauſirpatentes vom 4. September 1852, R. G. Bl. Nr. 252 ſich 
lich feſtgeſtellten „reinen Einkommen“ zugezählt wird, wie dies bezüglich nicht ſubſumiren läßt, indem gegenüber der geſetzlichen Definition des 
der Paſſivzinſen leicht vorkommen kann, liegt auf der Hand. Wenn Hauſirhandels „als Handel mit Waaren im Umherziehen von Ort zu 
ſchon überhaupt von „Reaſſumirung“ der Steuerbemeſſung die Rede Ort und von Haus zu Haus ohne beſtimmte Verkaufsſtätte“ die frag⸗ 
fein könnte, fo müßte doch der ganze Bemeſſungsact von Neuem vor⸗ liche Beſchäftigung zweier weſentlicher Criterien entbehrt und daß auf 
genommen werden, da es nicht angeht von zwei ganz verſchiedenen] dieſe Händler auch der Finanzminiſterialerlaß vom 29. Mai 1874, 3. 
Standpunkten gewonnene arithmetiſche Reſultate mit einander mechaniſch 12975 keine Anwendung findet, weil derſelbe nur die unter lit. g des 
zu compliciren. Art. V des kaiſerl. Patentes vom 20. December 1859, R. G. Bl. 
Zwar iſt es allerdings richtig, daß Steuern nicht verjähren, Nr. 227 bezeichneten, ausſchließend im Herumwandern ausgeübten 
aber anderſeits drängen ſich vom Standpunkte einer geſunden Steuer- | gewerblichen Verrichtungen, denen der Handel mit Waaren nicht bei⸗ 
politik gewichtige Bedenken gegen einen Vorgang auf, daß Steuerbe- gezählt werden kann, zum Gegenſtande hat. In dieſem Sinne tft auch 
meſſungen hinterher nach Jahren, nachdem das zu verſteuernde Ein- die von der k. k. Finanzdirection in Trieſt geſtellte Anfrage mit Finanz⸗ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gewerbepolizeiliche Behandlung der Beſchäftigung des Verkaufes 
von Waaren im Umherziehen von Ort zu Ort (aber nicht von 
Haus zu Haus). 


In Betreff dieſer Frage hat das Miniſterium des Innern unterm 
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kommen unter Zuſtimmung der Regierungscommiſſäre und unter den miniſterialerlaß vom 26. Juni 1876, 3. 2655 beantwortet worden. 
Augen der Behörden auf Grund öffentlich geſaßter Beſchlüſſe der Hievon wird die k. k. .. zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung 
General⸗Verſammlungen der Actionäre zur Vertheilung gelangt ift, vom | mit dem Bemerken in Kenntniß geſetzt, daß hiernach der von Oswald T. 
„nachträglich richtiggeſtellten Einkommen“ vorgenommen werden. Entweder betriebene Verkauf von Waaren als die Ausübung eines 
haben jene obgerügten Grundſätze bezüglich der Bemeſſung der Ein⸗ freien Gewerbes mit feſter, aber zeitweilig veränderter 
kommenſteuer, welche nun im Reaſſumirungswege in Anwendung gebracht Betriebsſtätte zu betrachten und zu behandeln iſt, woraus ſich zu⸗ 
werden, ſchon in früheren Jahren, für welche die Einkommenſteuer gleich ergibt, daß auf dieſen Fall und überhaupt auf alle Fälle eines 
„nachträglich“ abgefordert wird, zu Recht beſtanden oder nicht, im derartigen Gewerbebetriebes nicht, wie die k. k. laut ihrer Note 
erſteren Falle iſt es unbegreiflich, warum die Steuerbehörden ſolche | an die Finanzdirection in Trieſt der Meinung iſt, der § 48 der Ge⸗ 
nicht ſofort in Anwendung gebracht haben, zumal man doch Unkennt⸗ werbeordnung, ſondern daß vielmehr die allgemeinen Vorſchriften der 
niß der geſetzlichen Vorſchriften bei öffentlichen Behörden nicht voraus⸗ Gewerbeordnung über die Anmeldung (88 14 und 15) Anwendung zu 
ſetzen kann, im letzteren Falle, wie im Vorausſtehenden nachgemiefen | finden haben, weil der § 48 der Gewerbeordnung nur von jenen Gewerben 
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handelt, welche nicht mit der Haltung ſeſter Betriebsſtätten ver⸗ 
bunden ſind (wie z. B. alle Baugewerbe, die Rauchfangkehrer⸗ und 
Platzgewerbe und dergleichen), während bei dem von T. betriebenen 3 Jagdgewehre aber das Urtheil aufgehoben und die Abtretung der 
Handel, wenigſtens für die Dauer ſeines Verweilens an einem Orte Acten an die politiſche Behörde angeordnet, weil dieſe Beſtimmungen 
und wie dies in L. auch factiſch geſchehen iſt, das Vorhandenſein des bezirksgerichtlichen Urtheiles nach 88 41 und 36 des Waffenpatentes 
einer feſten Betriebs⸗, beziehungsweiſe Verkaufsſtätte angenommen eine Nichtigkeit involviren, anderſeits aber die politiſche Behörde ſich 


Functionärs) freigeſprochen, bezüglich der Verluſtigerklärung des Befug⸗ 
niſſes zum Beſitze und zum Tragen der Waffen und des Verfalles der 


werden muß“. W. beſtimmt finden könne, wegen Uebertretung der Jagdvorſchriften nach 
— um dem Jagdpatente von 1786 einzuſchreiten. 

Der Virilſtimmberechtigte beziehungsweiſe ſein Stellvertreter iſt Die Bezirkshauptmannſchaft R. hat auch wirklich die Strafamtshand⸗ 

wählbar zum Mitgliede des Gemeindevorſtandes. lung wider K. eingeleitet, wobei fich dieſer auf feine Angaben vor Ge⸗ 


5 5 0 5 richt bezog und worauf ihn die Bezirkshauptmannſchaft am 19. April 
Bei der am 23. Mai 1876 in der Gemeinde H. vorgenommenen dich. mann] 
Wahl des Gemeindevorſtandes wurde zum Mitgliede desſelben der 13 wegen Uebertretung des $ 21 der Miniſterial⸗Verordnung vom 
Virilſtimmberechtigte, beziehungsweiſe fein Stellvertreter, der Gutsver⸗( e December 1852, 3. 5681 zu 3 Tagen Arreſt, Tragung der Straf⸗ 
walter F. G., gewählt. koſten und ae zun Verfalle der 3 e Gewehre und 
Gegen dieſe Wahl erhoben mehrere Ausſchußmitglieder Eiuſprache, nach 33 ber Miniſterial⸗Verordnung vom 29. Jänner 1853 (R. G. Bl. 
indem fie unter Berufung auf den letzten Abſatz des § 16, dann auf Nr. 16) zur Ausſchließung vom Rechte des Waffenbeſitzes verurtheilte. 
den erſten Abſatz des 8 18 der ſchleſ. Gemeindeordnung und auf den |,. Ueber die dagegen von K. rechtzeitig eingebrachte Berufung fand 
erſten AbſatzW des 8 36 der Gemeinde⸗Wahlordnung die Behauptung die Landesregierung in L. mit Entſcheidung vom 12. Mai W das 
aufſtellten, daß zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes nur die ge⸗ N = a ne er 55 nn wegen Jagd⸗ 
wählten Ausſchußmitglieder, nicht aber auch der ohne Wahl in den Bi 55 5 wa 1 = 1 15 er mit 5 nungen En 
Gemeinde⸗Ausſchuß als Mitglied desſelben eintretende Höchſtbeſteuerte ee 55 be 8 ins 5 vorliegen 8 0 En lie 2% 
wählbar find. Dieſer Einſprache hat die Bezirkshauptmannſchaft in T. * 75 ie 10 25 1 2 entes 95 g = ae 
und zwar in Gemäßheit des § 91 der Gemeindeordnung unterm 11. nach der Miniſterial⸗Verord. vom 30. September Nr. 
R. G. Bl. qualificirt, im Punkte der Verfallserklärung der 3 Gewehre 


Juni 1876, Nr. 6400 keine Folge gegeben, „weil 1. der Virilſtimmbe⸗ und der Ausſchließung vom Rechte des Waffenbeſitzes aber als geſetzlich 


rechtigte nach 8 16 der Gem.⸗Ord. Mitglied des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
iſt; 2. weil zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes nach $ 36 der 
Gem.⸗Wahlordn. die Ausſchußmitglieder überhaupt, nicht aber nur 
die gewählten Ausſchußmitglieder wählbar ſind, und 3. er der Viril⸗ 
timmberechtigte und beziehungsweiſe fein Stellvertreter nicht unter jenen | 9, 5 . 
15 8 360 Gen l 125 aufgezählten Perſonen vorkommt, 55 4 we en 28. a 9 18, 
welche von der Wählbarkeit zu Mitgliedern des Gemeindevorſtandes we a 9506 IR W 15 11 110 8 1 25 3 Patentes 
ausgenommen find.” vom 4. Mürz „R G. Bl. Nr. noch in Kraft eſteht, und 

Mit dem Erlaſſe vom 11. Juli l. J., 8. 5546 hat die k. k. Landes⸗ da im gedachten $ 18 die Handlung des Anton K. (ohne Beifügung 


nicht begründet zu beheben. Motivirt war dieſe Entſcheidung mit 
regierung den von mehreren Ausſchußmitgliedern gegen dieſe Entſchei⸗ = Strafſanction) als ſtrafbar bezeichnet ift, ſo muß der Strafſatz der 
) 


Folgendem: 
„Die Betretung des K. mit Gewehr im fremden Jagdrevier be⸗ 
gründet, ohne Rückſicht, ob er mit Waffenpaß verſehen war oder nicht, 


dung ergriffenen Recurs aus den Motiven derſelben und nachdem Aire 30. September 1857, Nr. 198 in An⸗ 
überdi ählerliſten hervorgeht, daß der Stellvertreter F. 8 2 5 3 . 11 Da 
5 5] Be een dr ic eue iR geht wc en 
i gründet, weil K. mit landesgerichklichem Urtheile vom 25. Februar 
1876 don der Uebertretung des § 36 Waffenpatentes freigeſprochen 
wurde; ein anderer Thatbeſtand, mit welchem Verfall der Waffen ge⸗ 
ſetzlich bedroht erſchiene, als der vom Landesgerichte bereits endgiltig 
abgeurtheilte, aber gegen K. nicht vorliegt. Es mußte deßhalb dieſer 
Theil der Entfcheidung erſter Inſtanz behoben werden. 
Ebenſo iſt die Ausſchließung des K. vom Rechte des Waffenbe⸗ 


Zu § 3 der Miniſt.⸗Verordg. v. 29. Jänner 1853, N. G. Bl. 
Nr. 16, wegen Unterſagung des Waffenbeſitzes. 

Anton K. wurde im November 1875 im Reviere der Herrſchaft 
R. vom Jäger W. mit einem Gewehre betreten. Ueber die erſtattete 
Anzeige beantragte der ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär die Verfolgung 
wegen verſuchten Wilddiebſtahles und Uebertretung des § 36 des Waffen- beſttzes geſetzlich nicht begründet und muß behoben werden, weil K. 
Patentes, worauf das Bezirksgericht einſchritt und in der Wohnung des einer Uebertretung des Waffenpatentes bisher nicht ſchuldig befunden 
K. ein Doppel⸗ und ein einfaches Gewehr und einen Stutzen durch die wurde, demſelben alſo im Sinne des § 41 und $ 12 Waffenpatentes 
Gendarmerie wegnehmen ließ. geſetzlich die Befugniß zum Waffenbeſitze nicht zu entziehen iſt. 

Bei der Strafverhandlung legte K. einen auf 3 Jahre lautenden „Der 8 3 der Miniſterialverordnung vom 29. Jänner 1853 han⸗ 
Waffenpaß der Bezirkshauptmaunſchaft R. vom 14. Auguſt 1875 für delt nur davon, daß, ſoweit Perſonen wegen Jagdfrevel durch behörd⸗ 
1 Doppelgewehr, 1 einfaches Gewehr, 1 Scheibenſtutzen und ! Hirſch- liche Verfügung vor dem Inslebentreten des Waffenpatentes vom 24. 
fänger vor, er gab zu auf freiem Felde von W. betreten worden zu October 1852 entwaffnet wurden, ſolche Perſonen auch nach dem Ins⸗ 
fein, läugnete aber der Jagd wegen ausgegangen zu ſein; er habe das lebentreten dieſes Patentes im Sinne des $ 12 desſelben fortan vom 
Gewehr nur zum Verkaufe tragen wollen. Rechte des Waffenbeſitzes ausgeſchloſſen bleiben. Daß dieſe Beſtimmung 

Die Verhandlung ergab noch, daß nach Ausſage des Jägers W., auf den Straffall des K. von der erſten Inſtauz unrichtig angewendet 
Anton K. ein Wilderer ſein ſoll, übrigens bisher nicht erwiſcht werden wurde und auf denſelben nicht paßt, iſt ſchon nach dem Wortlaute 
konnte. Der ſtaatsanwaltſchaftliche Functionär fiel von der Anklage we⸗ klar. Zudem muß der Bezirkshauptmannſchaft noch bemerkt werden, daß 
gen Uebertretung des Waffenpatentes 8 36 ab lobſchon darüber, ob dieſelbe keinen Anſtand nahm, dem K. im Jahre 1875, kurz vor deſſen 
K. bei feiner Betretung den Waffenpaß bei fich trug oder nicht, nichts Betretung im Jagdreviere einen Waffenpaß auf drei Jahre für drei 
erhoben wurde), hielt jedoch die Anklage wegen Diebsſtahlsverſuches auf- Gewehre und einen Hirſchfänger auszuſtellen und daß einer Perſon, 
recht und beantragte weiter nach 8 41 Waffenpatent auf Abnahme des ſolange dieſelbe kraft dieſes Documentes zum Tragen der bezeichneten 
Befugniſſes zum Beſitze und zum Tragen der Waffen, ſowie auf den Waffen berechtigt bleibt, füglich der Beſitz eben dieſer Waffen behörd⸗ 
Verfall der bereits confiscirten Jagdwaffen zu erkennen. lich nicht unterſagt werden kann. 

Das Bezirksgericht R. hat in ſeinem Urtheile vom 30. Novem⸗ Nun bleibt aber dem K., da er bis nun wegen einer Uebertre⸗ 
ber 1875, allen Punkten dieſes Antrages entſprochen, nur der Abfall tung des Waffenpatentes nicht ſtraffällig iſt, vorläufig die Befugniß 
von der Anklage, wegen Uebertretung des §8 36 des Waffenpatentes Waffen zu tragen. 
wurde ganz übergangen. Sache der Bezirkshauptmannſchaft wird es jedoch ſein, dieſe Per⸗ 

Ueber Berufung des K. hat das Landesgericht L. unterm 25. Fe- ſönlichkeit in geeigneter Art im Auge zu behalten und vorkommenden 
bruar 1876 das Urtheil des Bezirksgerichtes abgeändert und den K. Falles das geſetzliche Amt zu handeln.“ 

im Punkte des Diebſtahlverſuches und der Uebertretung des § 36 des Gegen dieſe Landesregierungsentſcheidung wurde der Miniſterial⸗ 
Waffenpatentes (letzteres in Folge Abfallens des ſtaatsanwaltſchaftlichen recurs ſeitens der Herrſchaſt R. eingebracht, worin um Behebung dieſer 
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Entſcheidung und Reactivirung des Erkenntniſſes der erſten Inſtanz ge⸗ | achtet, über Aufforderung einer ungarischen Finanzbehörde gerichtliche 


beten wird. Schritte zu unternehmen, ſo iſt eben dadurch ihre Berechtigung dazu 
Das Miniſterium des Innern hat jedoch ddo. 1. Juli 1876, dargethau.“ 

3. 8750 dieſem Recurſe aus den Gründen der angefochtenen Entſchei⸗ In der gegen dieſe Entſcheidung vom Concursmaſſeverwalter Dr. 

dung keine Folge gegeben. W. B. ergriffenen Reviſionsbeſchwerde wurde darauf hingewieſen, daß die 


ungariſchen Behörden Cisleithanien als Ausland behandeln, der § 60 
5 ; ; ider C. O. rede wohl von einem Inlande, auf welches die C. O. nicht 
Die Steuerforderungen des k. ungariſchen Aerars genießen bei { 5 f D 
an in Cisleithanien anhängigen Concurſe das gleiche Vorrecht, anwendbar ſei, was darin ſeinen Grund findet, daß ſelbe anfangs nicht 
welches nach Abſ. 4 des $ 43 der C. O. den Steuern der im ſogleich auf ſämmtliche Länder Cisleithaniens ausgedehnt werden ſollte, 


Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder zukommt. wovon es jedoch daun abkam, jedenfalls wäre aber unter dieſem 
Mit der bei dem k. k. H. G. in Wien am 3. Jänner 1874, Inlande die Militärgränze zu verſtehen. 
8. 1105 eingebrachten Klage hat die k. k. n. ö. Finanzprocuratur in Der § 51 der C. O. handle nur von Privatrechten der Aus⸗ 


Vertretung des k. ungariſchen Steuerärars das Begehren geſtellt, das länder. Die aus dem öffentlichen Rechte eines Staates entipringenden 
ungariſche Aerar ſei mit feinen beiden bei der Adolf B. ſchen Concurs⸗ Forderungen desſelben an einzelne Perſonen können jedoch nicht unter 
maſſe angemeldeten Steuerforderungen von 133 fl. 64 kr. ö. W. in die Anſprüche auswärtiger Staatsangehörigen ſubſumirt werden. 
die erſte Claſſe der Concursgläubiger zu verſetzen. Die Reciprocität habe der Ausländer zu beweiſen, die geſetzliche 
Dieſem Begehren hat das k. k. H. G. in Wien mit feinem | Vermuthung wird ſchon entkräftigt, wenn der Richter einen befonderen 
Urtheile vom 26. Jänner 1875, 3. 176.345, nicht ſtattgegeben und Grund das Gegentheil anzunehmen findet. 
iſt hiebei von der Anſchauung ausgegangen, daß das unbedingte Vorrecht Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 3. 
der Steuern, welches der $ 43 Abſ. 4 der C. O. einräumt, nur den December 1875, 3. 13085 jedoch dieſem Reviſionsbegehren keine 
Steuern jener Königreiche und Länder zuerkannt werden kann, welche Folge zu geben und das angefochtene o. g. Urtheil in dem Aubetrachte 
im Reichsrathe vertreten ſind, und daß das k. ungariſche Aerar die erſte zu beſtätigen befunden, „daß kein genügender Grund beſteht anzunehmen, 
Claſſe für die Steuern der Länder der ungariſchen Krone nur dann be- daß die k. ungariſchen Gerichte den Steuerforderungen, welche bei einem 
anſpruchen kann, wenn es den Nachweis liefern würde, daß die öſter⸗ vor denſelben anhängigen Concurſe von den Finanzbehörden der im 
reichiſchen Steuern bei einem Concurſe in Ungarn das gleiche Vorrecht Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder angemeldet werden, 
genießen, dieſer Nachweis hier aber nicht erbracht worden iſt. nicht dasſelbe Vorrecht zukommen laſſen, welche den im Königreiche 
Dagegen hat das k. k. öſter. O. L. G. über Appellation der 


Ungarn bemeſſenen Steuern im Concurſe zukommt. 
n. ö. Finanzprocuratur mit dem Erkenntniſſe vom 20. April 1875, 


Es war daher nach 8 3, 51 und Wi. 4 des § 43 C. O. 
3. 6168 das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und nach dem Klage in Anſehung der in Rede ſtehenden Steuerforderungen die Verſetzung 
begehren erkannt. — Gründe: 


in die erſte Claſſe der Concursgläubiger auszusprechen.“ 
„Die für den vorliegenden Rechtsſtreit entſcheidende Frage, ob die 
Länder der ungariſchen Krone als Inland oder Ausland anzuſehen 


ſeien, iſt in der C. O. vom 25. December 1868, Nr. 1 R. G. B. Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. 
v. J. 1869, für alle Anordnungen der C. O. rechtswirkſam beantwortet. Nr. 4. 
Der 8 60 der C. O. ſagt: „iſt der Concurs zwar im Inlande, aber 


in einem Gebiete eröffnet, ſür welches die gegenwärtige C. O. keine R le 1875, Nr. 30 
1 1 u a 

ne 15 Geſetz vom 25. December 1868, Nr. 1 R | Eine Beſchwerde wurde mit dem Beſchluſſe des k. k. Verwaltungs⸗ 
e e un rn "oa fz Gerichtshofes vom 3. October 1876, Z. 184, nach §s 21 und 49 
, ©,,91. 00m Sohge 
ron 4860 Nr. 1 nd e 55 1876 ohne weiteres Verſahren zurückgewieſen, nachdem das belangte 
Reichsrathe Per einen Königreiche 1 Väter Miniſterium, zur Einbringung der Gegenſchrift aufgefordert, nachgewieſen 
N hat, daß die angefochtene Entſcheidung nicht, wie Beſchwerdeführer an⸗ 


Wenn nun aber der § 60 dennoch ein Gebiet im Inlande er⸗ 3 8 \ ’ 1 
wähnt, wo die C. O. keine Wirkſamkeit hat, fo können das nur die gegeben, nach, ſondern vor der Wirkſamkeit des obigen Geſetzes in 
Rechtskraft erwachſen war. 


Länder der ungariſchen Krone ſein, welche ſomit für die C. O. min⸗ 
deſtens als Inland anzuſehen ſind. Iſt dies aber der Fall, dann unter⸗ a - 

4 ' erfonaliem 
liegt es keinem Zweifel, daß dem Klagebegehren ſtattgegeben werden muß. ' 25 58. AR 

5 8 5 , ; Der Finanzminiſter hat dem mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 

Aber ſelbſt n die Länder der ungarischen Krone als Ausland rathes bekleideten . Guſtav Pechwill eine ſyſtemiſirte Oberrech⸗ 

anzuſehen wären, müßte dem Klagebegehren aus folgender Rückſicht nungsrathsſtelle beim Finanzminiſterium verliehen. 
ſtattgegeben werden. Der 2. Abſatz des § 51 der C. O. ſtellt den Der Handelsminiſter hat dem Miniſterialconcipiſten in Handelsminiſterium 
Grundſatz auf, daß die Ausländer im Concurſe gleiche Rechte mit In⸗ Dr. en Haſenöhrl eine Miniſterial⸗Viceſecretärsſtelle in dieſem Miniſterium 
i 1 . . j > liehen. 
ländern genießen, wenn dieſen in dem Staate, welchem jene zugehören, pe Der Handelöminifter hat den Poſtſecretär Wilhelm Groß zumßopentge 
ebenſalls gleiche Rechte mit den dortigen Staatsbürgern in Concursfällen in Graz Ren ei 9 | wear 
geſetzlich eingeräumt find, wofür die Vermuthung ſtreitet. 


Es beſteht ſomit die geſetzliche Vermuthung, daß auch bei Con⸗ Erledigungen. 
curſen in Ungarn den Steuerſorderungen der nicht ungariſchen Reichs⸗ Kanzliſtenſtelle bei der n. ö. Statthalterei in der eilſten Rangsclaſſe 


hälfte ein Vorzugsrecht eingeräumt ſei und es wäre Sache des geklag⸗ bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 227.) 
ten Concursmaſſeverwalters geweſen, dieſe Vermuthung durch den Ye | ; —:... 


weis des Gegentheiles zu entkräften, was er nicht einmal angetragen, In der Manz chen k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſttäts⸗Buchhandlung 
geſchweige denn gethan hat. Kohlmarkt 7 in Wien iſt erſchienen: 


Unter dieſen Vorausſetzungen muß aber den ungariſchen Steuer⸗ Handbuch über das Grundbuchsweſen 
forderungen, ſelbſt wenn ſie ausländiſche wären, das gleiche Vorrecht nach dem Stande der neueſten Geſcthe 
eingeräumt werden, wie den inländiſchen. a f 90 j 


Auch die Klagslegitimation den n. b. Finanzprocuratur I Franz Dffenhuber, 

feinem Zweifel, denn nach Abi. 2, lit. a der M.⸗Vdg. vom 10. f. k. Landesgericht s⸗Kang lift. 

Auguſt 1851, Nr. 188 R. G. Bl., ſind die Finanzprocuraturen zur Zweite, vielfach vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
geſetzlichen Vertretung des Staatsvermögens ohne Unterſchied des Mit zahlreichen Formularjen und einem Kataſtralplan. 
Miniſteriums oder der Behörde, welcher die Verwaltung zugewieſen ift, | (VIII und 476 Seiten. gr. 8. geh. Preis 3 fl. 50 kr. 
berufen. Wenn daher die k. k. Finanzprocuratur ſich verpflichtet er- | Gegen gef. poſtanweiſung von 3 fl. 50 Kr. portofreie Zuſendung nach auswärts. 
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